
34

DATEN UND PROGNOSEN

ifo Schnelldienst  18 / 2017  70. Jahrgang  28. September 2017

Das Jahr 2015 markiert seit Aufzeichnung der Wande-
rungsstatistik des Statistischen Bundesamtes im Jahr 
1950 das Jahr mit der höchsten Brutto- wie Nettozu-
wanderung nach Deutschland. Die Nettoeinwanderung 
erreichte nach dem Höhepunkt 1992 mit 782 071 Per-
sonen im Zuge der Öffnung der Grenzen im Jahr 2015 
einen neuen Höchststand von 1 139 402 Personen. Der 
Wanderungssaldo deutscher Staatsangehöriger ist seit 
2005 negativ (vgl. Abb. 1).

Basis der Wanderungszahlen des Statistischen 
Bundesamtes bildet die amtliche Meldestatistik der 
Einwohnermeldeämter, die personenbezogene Merk-
male wie etwa Ziel-, Herkunftsort, Geschlecht, Fami-
lienstand, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsange-
hörigkeit1 und weitere Charakteristika erfasst, sofern 
sich die Person ordnungsgemäß an- oder abgemel-
1	 Mehrstaater gehen, sofern sie die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen, als Deutsche in die Statistik ein.
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Aktuelles Zuwanderungsgeschehen 
und Arbeitsmarktpartizipation von 
Migranten
Das Jahr 2015 war seit Aufzeichnung der Wanderungen des Statistischen Bundesamtes das 
Jahr mit der höchsten Zuwanderung von ausländischen Staatsangehörigen nach Deutsch-
land, auch nach Abzug von Fortzügen. Ein Vergleich mit den Daten des Ausländerzentral-
registers offenbart, dass der Wanderungsgewinn tatsächlich um über 85 300 ausländische 
Staatsangehörige höher ausfiel, weil die Meldestatistik des Statistischen Bundesamtes die 
Fortzüge weitaus stärker überschätzt als die Zuzüge. Haben EU-Staatsangehörige vor 2015 
den Wanderungsgewinn bei ausländischen Staatsangehörigen dominiert, sind es seit 2015 
Staatsangehörige aus Nicht-EU-Ländern. Die Betrachtung der Partizipation ausländischer 
Staatsangehöriger auf dem deutschen Arbeitsmarkt seit 2010 zeigt, dass die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung über alle Migrantengruppen sowohl absolut als auch bezüg-
lich ihrer erwerbsfähigen Bevölkerung an Bedeutung gewonnen hat mit den stärksten Zuge-
winnen unter den Staatsangehörigen der Länder der EU-Osterweiterung. Die Daten der Bun-
desagentur für Arbeit zeigen zudem, dass die Arbeitslosenquoten der Migrantengruppen 
– mit Ausnahme Staatsangehöriger der nichteuropäischen Asylherkunftsländer – seit 2010 
kontinuierlich gesunken sind. Dennoch schneiden alle Migrantengruppen am deutschen 
Arbeitsmarkt sowohl hinsichtlich Partizipations- als auch Arbeitslosigkeitsraten im Ver-
gleich zu deutschen Staatsangehörigen schlechter ab. Auch in qualitativer Hinsicht, z.B. bei 
der Anforderung der Tätigkeit, der Arbeitnehmerüberlassung, im unteren Entgeltbereich 
und beim Ergänzen des Erwerbseinkommens mit Leistungen aus der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, weisen Migranten gegenüber Deutschen weitaus höhere Anteile auf. Die 
quantitativ und qualitativ schwächere Teilhabe der ausländischen Arbeitnehmer am hiesigen 
Arbeitsmarkt ist aber vornehmlich auf ihre Qualifikation, Beruf und Beschäftigungsstruktur 
zurückzuführen. 

det hat. Ausschlaggebend bei dieser Wanderungssta-
tistik ist also der Bezug oder die Aufgabe einer Woh-
nung und nicht der rechtliche Status oder, ob eine tem-
poräre, längere oder dauerhafte Zuwanderung geplant 
ist (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2016). 
Ein Nachteil dieser auf Meldedaten basierenden Statis-
tik besteht darin, dass sie eine reine Fallstatistik dar-
stellt, d.h. Personen, die sich im Jahr mehrmals an- und 
abmelden, gehen auch mehrfach in die Statistik ein 
(vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2016). 
Mit anderen Worten, die Zu- und Abwanderungszahlen 
werden überschätzt (vgl. hierzu Tab. 1). Des Weiteren 
überschätzt diese Statistik die tatsächliche Zuwande-
rung, weil sie auch all jene erfasst, die sich nur kurze 
Zeit im Bundesgebiet aufhielten, also nicht für einen 
dauerhaften oder längeren Aufenthalt zugewandert 
sind. Die Vereinten Nationen haben daher die Empfeh-
lung herausgegeben, von (Langzeit-)Zuwanderung erst 
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dann auszugehen, wenn eine Person ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt für mindestens ein Jahr in das Land 
verlegt.2 

Zur Analyse der Zuwanderung sowie des Migra
tionsgeschehens im Hinblick auf den Aufenthaltszweck 
und seine Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt besser 
geeignet erscheint das Ausländerzentralregister, weil 
es im Gegensatz zur Meldestatistik des Statistischen 
Bundesamtes eine reine Personenstatistik ist und 
zudem Personen erst dann Eingang in die Statistik fin-
den, wenn sie sich nicht nur vorübergehend, sondern 
über einen Zeitraum von mehr als 90 Tagen im Bundes-
gebiet aufhalten oder nach dem Gesetz über das Aus-
länderzentralregister ein Anlass zu ihrer Registrierung 
besteht (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2017a).

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, liegen die fallwei-
sen Anmeldungen einer Wohnung von Ausländern 
deutlich über den Zuwanderungszahlen des Auslän-

2	 Diese Mindestaufenthaltsdauer wurde auch in der EG-Verordnung 
über Gemeinschaftsstatistiken in den Bereichen Migration und inter-
nationaler Schutz vom 11. Juli 2007 aufgenommen (Verordnung (EG) 
Nr. 862/2007).

derzentralregisters. Die durch 
erfolgte Abmeldungen noch stär-
kere Überschätzung des Wegzugs 
von ausländischen Staatsange-
hörigen des Statistischen Bun-
desamtes im Vergleich zu den 
Registerzählungen der Auslän-
derzentralstatistik führt zu einer 
Unterschätzung des Wanderungs-
saldos bei ausländischen Staats-
angehörigen in der Fallstatistik 
des Statistischen Bundesamtes 
im Vergleich zur Personenstatis-
tik des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge.

Nach den Daten des Auslän-
derzentralregisters hat zwischen 
2010 und 2015 sowohl der Wan-

derungssaldo bei den EU-Staatsangehörigen als auch 
bei den Nicht-EU-Staatsangehörigen im Zeitverlauf 
deutlich zugenommen (vgl. Tab. 2). Bei den Unionsbür-
gern (ohne Deutsche) ist der kontinuierlich steigende 
Zuzug bis zum Jahr 2015 im letzten Jahr 2016 rückläufig  
gewesen und hat zusammen mit einer Steigerung 
der Fortzüge zu einer um knapp 100 000 geringeren 
Nettozuwanderung von EU-Staatsangehörigen nach 
Deutschland geführt. Der starke Wanderungsgewinn 
der Nicht-EU-Staatsangehörigen seit 2014 ist vornehm-
lich auf die Fluchtwanderung zurückzuführen (vgl. Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 2016a). Mit dem 
Schließen der Balkan-Route und der Vereinbarung mit 
der Türkei im März 2016 hat sich der fluchtbedingte 
Zuzug im Jahr 2016 merklich reduziert.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge führt 
im Gegensatz zum Statistischen Bundesamt zusätzlich 
zu den personenbezogenen Merkmalen auch die recht-
lichen Grundlagen für die Einreise und den Aufenthalt 
nach dem Aufenthaltsgesetz. Da EU-Ausländer keinen 
Aufenthaltstitel benötigen, lassen sie sich innerhalb 
des Ausländerzentralregisters nicht nach dem Aufent-
haltsgrund unterscheiden, wie dies nach dem Aufent-

- 200

 00

 200

 400

 600

 800

1 000

1 200

1 400

1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015

Deutsche
Nichtdeutsche
Gesamt

Nettowanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland, 1991 bis 2015

Quelle: Statistisches Bundesamt (2017). ©  ifo Institut 

Anzahl in 1 000

Abb. 1

  Tab. 1 
 
 
 
 
   Vergleich der amtlichen Statistiken zu Wanderungen ausländischer Staatsangehöriger zwischen Deutschland  
   und dem Ausland, 2010 bis 2016 

 Statistisches Bundesamt Ausländerzentralregister 

Zeitraum Fallstatistik Personenstatistik 

 Zuzüge Fortzüge Saldo Zuzüge Fortzüge Saldo 

2010 683 530 529 605 153 925 475 840 295 042 180 798 

2011 841 695 538 837 302 858 622 506 302 171 320 335 

2012 965 908 578 759 387 149 738 735 317 594 421 141 

2013 1 108 068 657 604 450 464 884 493 366 833 517 660 

2014 1 342 529 765 605 576 924 1 149 045 472 315 676 730 

2015 2 016 241 859 279 1 156 962 1 810 904 568 639 1 242 265 

2016 - - - 1 307 253 664 356 642 897 
 

   Quelle: Statistisches Bundesamt (2017), Ursprungsdaten: Meldestatistik; Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017a), Ursprungsdaten: Ausländerzentralregister. 
 

Tab. 1
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halt aus familiären, humanitären Gründen, zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit oder der Bildung bei Drittstaats-
angehörigen der Fall ist (vgl. Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge 2017a).

Die Unterscheidung nach dem Aufenthaltsgrund 
der in einem Jahr neu zugezogenen Drittstaatsan-
gehörigen ist wegen zum Teil langer Bearbeitungs- 
und Bewilligungsdauern nicht für alle im selben Jahr 
möglich. Die erste Säule von Abbildung 2 zeigt alle 
im Jahr 2016 erteilten Aufenthaltserlaubnisse an 
Drittstaatsangehörige. Die zweite Säule illustriert 
die Aufenthaltsgründe von zwei Drittel der im Jahr 
2016 Eingereisten. Das fehlende Drittel der im Jahr 
2016 Eingereisten dürfte ganz überwiegend aus völ-
kerrechtlichen, humanitären und politischen Grün-
den eingereist sein, da bei ihnen die Verfahrensdau-
ern sehr viel länger dauern und sich ihre Aufenthalts-
erteilung über die nachfolgenden Jahre erstreckt,  
worauf auch die Aufteilung der dritten Säule nach Auf-
enthaltsgründen hindeutet.

Die starke Zunahme der Einwanderung aufgrund 
humanitärer und Asylgründe überlagerte in den letz-
ten beiden Jahren die Debatte um ein Einwande-

rungsgesetz, das zur Schließung der demographisch 
bedingten Defizite die Erwerbsmigration in den deut-
schen Arbeitsmarkt begünstigen soll. Im Unterschied 
zu den klassischen Einwanderungsländern wie den 
USA, Kanada und Australien erfolgt die Migration nach 
Deutschland nicht überwiegend zur Sicherung des 
Arbeitskräftepotenzials in quantitativer und qualita-
tiver Hinsicht, sondern vorwiegend aus politischen, 
humanitären und familienpolitischen Gründen und 
diesbezüglichen institutionellen Regelungen (vgl. 
Abb. 2). Dies vornehmlich deswegen, weil bis zur Jahr-
tausendwende kein gesellschaftlicher und politischer 
Konsens bestand, ein Einwanderungsland zu sein, das 
aufgrund demographischer, aber auch qualifikatori-
scher und fachlicher Engpässe auf Arbeitsmigration 
angewiesen ist und wohl auf absehbare Zeit bleiben 
wird. Demzufolge existiert in Deutschland kein Ein-
wanderungsgesetz, das die Aufenthalts- und Arbeits-
erlaubnis nach Sprachfähigkeiten, Alter und Quali-
fikation aus Drittstaaten generell regelt. Vielmehr 
existieren mehrere unterschiedlich komplexe institu-
tionelle Regelungen, die den Aufenthalt nach Erfül-
lung bestimmter Kriterien zunächst befristet (Aufent-

haltserlaubnis, Blaue Karte EU) 
gewähren und anschließend bei 
Erfüllen von weiteren Vorausset-
zungen unbefristet (Niederlas-
sungserlaubnis, vgl. hierzu Heß 
und Wälde 2016) ermöglichen wie 
Abbildung 3 illustriert.

Die fortschreitende Schrump-
fung und Alterung der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter zeigt 
trotz zunehmend besserer Aus-
schöpfung des hiesigen Arbeits-
kräftereservoirs, insbesondere 
bei Frauen wie auch bei älteren 
Arbeitnehmern (vgl. hierzu Mai 
und Schwahn 2017), aber weiter-
hin einen erheblichen Zuwande-
rungsbedarf, wenn das Erwerbs-
personenpotenzial langfristig auf 

Tab. 2 
 
 
 
Wanderungen von Personen mit EU- und Nicht-EU-Staatsangehörigkeit (Drittstaatsangehörige), 2010 bis 2016 

 

Zuzüge Fortzüge Wanderungssaldo 

Zeitraum EU-Staat Nicht-EU-Staat EU-Staat Nicht-EU-Staat EU-Staat Nicht-EU-Staat 

2010 243 833  (51%) 232 007  (49%) 156 638  (53%) 138 404  (47%)  87 195  (48%) 93 603  (52%) 

2011 356 778  (57%) 265 728  (43%) 161 506  (53%) 140 665  (47%) 195 272  (61%) 125 063  (39%) 

2012 433 140  (59%) 305 595  (41%) 176 104  (55%) 141 490  (45%) 257 036  (61%) 164 105  (39%) 

2013 521 509  (59%) 362 984  (41%) 220 793  (60%) 146 040  (40%) 300 716  (58%) 216 944  (42%) 

2014 630 243  (55%) 518 802  (45%) 290 934  (62%) 181 381  (38%) 339 309  (50%) 337 421  (50%) 

2015 685 485  (38%) 1 125 419  (62%) 303 036  (53%) 265 603  (47%) 382 449  (31%) 859 816  (69%) 

2016 634 036  (49%) 673 217  (51%) 340 023  (51%) 324 333  (49%) 294 013  (46%) 348 884  (54%) 

Anmerkung: Obwohl Kroatien erst seit dem 1. Juli 2013 ein EU-Staat ist, wurden deren Staatsangehörige aus Vergleichsgründen bereits ab dem Jahr 2010 zu den 
Wanderungszahlen der Unionsbürger hinzugefügt. 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017a und 2017b), Ursprungsdaten: Ausländerzentralregister, eigene Berechnungen 
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dem jetzigen Niveau gehalten werden soll, um die mit 
der Zunahme der Lebenserwartung und der nichtbe-
standserhaltenden Geburtenraten einhergehenden 
Anstieg des Altenquotienten abzumildern. Fuchs und 
Kubis (2016) schätzen, dass selbst bei einer starken 
Erhöhung der Erwerbsquoten von Frauen und Älteren 
hierzu eine jährliche Nettozuwanderung von zumin-
dest 400 000 Personen bis 2050 notwendig wäre. Dieser 
positive jährliche Wanderungssaldo wurde gemäß den 
Daten des Ausländerzentralregisters zuletzt im Jahr 
2012 erreicht und hat im Zeitverlauf deutlich zugenom-
men (vgl. Tab. 2). 

Allerdings setzen die mit der Nettozuwanderung in 
Zusammenhang gebrachten posi-
tiven Effekte bei der Finanzierung 
der alterungsbedingt zwangsläu-
fig steigenden Sozialausgaben 
voraus, dass die Migranten erfolg-
reich am Arbeitsmarkt partizipie-
ren. Zur Abflachung der demogra-
phisch steigenden Abgabenbelas-
tung, insbesondere der stärker 
demographieabhängigen Sozial-
versicherungsbeiträge und somit 
zur Erhaltung der Wettbewerbsfä-
higkeit des Faktors Arbeit im inter-
nationalen Vergleich, ist neben 
Produktivitätsfortschritten eine 
positive Entwicklung der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung von zentraler Bedeutung. 

Nach der Finanzkrise hat sich im Zuge der robusten 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nicht nur die Zahl 
der Erwerbspersonen insgesamt, sondern auch die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung kontinu-
ierlich erhöht (vgl. Abb. 4). Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten hat zwischen Januar 2010 
und Juni 2017 bei deutschen Staatsbürgern um knapp 
3 Mio. und bei ausländischen Staatsbürgern um knapp 
1,7 Mio. zugenommen, wobei in diesem Zeitraum der 
Anstieg bei den Ausländern mit 93,3% deutlich höher 
ausfiel als bei den Deutschen (11,6%).3

3	 Hierbei gilt zu beachten, dass ein nicht unerheblicher Teil der Zu-
nahme bei den sozialversicherungspflichtig beschäftigten Deutschen 
auf in diesem Zeitraum eingebürgerte Ausländer entfällt.

37

DATEN UND PROGNOSEN

ifo Schnelldienst 18 / 2017 70. Jahrgang 28. September 2017

dem jetzigen Niveau gehalten werden soll, um die mit 
der Zunahme der Lebenserwartung und der nichtbe-
standserhaltenden Geburtenraten einhergehenden 
Anstieg des Altenquotienten abzumildern. Fuchs und 
Kubis (2016) schätzen, dass selbst bei einer starken 
Erhöhung der Erwerbsquoten von Frauen und Älteren 
hierzu eine jährliche Nettozuwanderung von zumin-
dest 400 000 Personen bis 2050 notwendig wäre. Dieser 
positive jährliche Wanderungssaldo wurde gemäß den 
Daten des Ausländerzentralregisters zuletzt im Jahr 
2012 erreicht und hat im Zeitverlauf deutlich zugenom-
men (vgl. Tab. 2). 

Allerdings setzen die mit der Nettozuwanderung in 
Zusammenhang gebrachten posi-
tiven Effekte bei der Finanzierung 
der alterungsbedingt zwangsläu-
fig steigenden Sozialausgaben 
voraus, dass die Migranten erfolg-
reich am Arbeitsmarkt partizipie-
ren. Zur Abflachung der demogra-
phisch steigenden Abgabenbelas-
tung, insbesondere der stärker 
demographieabhängigen Sozial-
versicherungsbeiträge und somit 
zur Erhaltung der Wettbewerbsfä-
higkeit des Faktors Arbeit im inter-
nationalen Vergleich, ist neben 
Produktivitätsfortschritten eine 
positive Entwicklung der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung von zentraler Bedeutung. 

Nach der Finanzkrise hat sich im Zuge der robusten 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nicht nur die Zahl 
der Erwerbspersonen insgesamt, sondern auch die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung kontinu-
ierlich erhöht (vgl. Abb. 4). Die Zahl der so zialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten hat zwischen Januar 2010 
und Juni 2017 bei deutschen Staatsbürgern um knapp 
3 Mio. und bei ausländischen Staatsbürgern um knapp 
1,7 Mio. zugenommen, wobei in diesem Zeitraum der 
Anstieg bei den Ausländern mit 93,3% deutlich höher 
ausfiel als bei den Deutschen (11,6%).3

3 Hierbei gilt zu beachten, dass ein nicht unerheblicher Teil der Zu-
nahme bei den sozialversicherungspflichtig beschäftigten Deutschen 
auf in diesem Zeitraum eingebürgerte Ausländer entfällt.

Personen, die im Jahr 2015 einen Aufenthaltstitel zur Erwerbstätigkeit oder zur Arbeitsplatzsuche erhielten  
99 123


Fachkrä(e	
79	229	

Niederlassungs-
erlaubnis zum 

Zweck der 
Erwerbstätigkeit 


9 229


Aufenthaltserlaubnis 
zur Ausübung von 
qualifizierten oder 

selbständigen 
Berufstätigkeiten 


46 635


Blaue Karte EU


17 362


qualifizierte 
Beschäftigung 

gem. § 18 
Abs. 4 

AufenthaltsG  

40 894


qualifizierte 
Geduldete


gem. § 18a 
AufenthaltsG 

76


Forscher


gem. § 20 
AufenthaltsG 

698


selbständige 
oder 

freiberufliche 
Tätigkeit


gem. § 21 
AufenthaltsG 

4 967


Abb.	3:	Abb. 3

0

5

10

15

20

25

30

35

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

Deutsche
Ausländer

Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
Januar 2010 bis Juni 2017

Quelle: Statistik der Bundesagntur für Arbeit  (2017a). ©  ifo Institut 

Anzahl in Mrd.

Abb. 4

Aufenthalts-

erlaubnis zur 

Arbeitsplatzsuche  

6 003


Arbeitsplatz-
suche nach 

Studium


gem. § 16 
Abs. 4 

AufenthaltsG  

5 674 

Arbeitsplatz-

suche nach 
Berufsaus-

bildung 


gem. §§ 16 
Abs. 5b, § 17 

Abs. 3 
AufenthaltsG  

89


Arbeitsplatz-
suche nach 

Anerkennung 
ausländischer 
Berufsquali-

fikationen

gem.  § 18c  

AufenthaltsG  

18 

Arbeitsplatz-
suche 


gem.  § 18c  
AufenthaltsG  

222


keine qualifizierte 
Beschäftigung 

Aufenthaltserlaubnis 
gem. § 18 Abs. 3 

Aufenthaltsgesetz  

19 894


	
Verteilung der Personen, die im Jahr 2016 einen Aufenthaltstitel zur Erwerbstätigkeit oder zur Arbeitsplatzsuche erhielten


Quelle:	Bundesamt	für	Migra7on	und	Flüchtlinge	(2017a),	Ursprungsdaten:	Ausländerzentralregister.	

Abb. 3

0

5

10

15

20

25

30

35

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

Deutsche
Ausländer

Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
Januar 2010 bis Juni 2017

Quelle: Statistik der Bundesagntur für Arbeit  (2017a). ©  ifo Institut 

Anzahl in Mrd.

Abb. 4



38

DATEN UND PROGNOSEN

ifo Schnelldienst  18 / 2017  70. Jahrgang  28. September 2017

Auch die differenzierte Betrachtung der Auslän-
der ergibt für alle Gruppen von Herkunftsstaaten eine 
steigende Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer (vgl. Abb. 5), wobei über den betrachte-
ten Zeitraum (Januar 2010 bis Juni 2017) die stärkste 
Zunahme sowohl absolut (991 000) als auch relativ 
(+ 360%) für Unionsbürger der EU-Osterweiterung zu 
beobachten ist.4 Auch die Zahl der sonstigen Auslän-
der, die nicht unter die anderen Gruppen fallen, hat mit 
einer Zunahme von + 305 000 zusätzlichen Beschäftig-
ten den zweitgrößten Beitrag zur steigenden sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung unter ausländi-
schen Staatsangehörigen auf dem deutschen Arbeits-
markt geleistet.

Einen aussagekräftigeren Hinweis auf eine erfolg-
reiche Partizipation am Arbeitsmarkt liefern die 
Beschäftigungsquoten, die von der Arbeitsagentur auf 
Basis der Daten des Ausländerzentralregisters berech-
net werden. Die Sozialversicherungs-(SV)-Beschäfti-
gungsquote der ausländischen Staatsangehörigen liegt 
für alle Gruppen unterhalb jener deutscher Staatsange-
höriger (vgl. hierzu Abb. 6). Die höchsten SV-Beschäfti-
gungsquoten wiesen im Juni 2017 beide Gruppen von 
Unionsbürgern auf. Allerdings hat 
über den Betrachtungszeitraum 
die Partizipationsquote der osteu-
ropäischen Unionsbürger im Ver-

4	 Diese Zunahme ist vornehmlich auf der 
im Zeitverlauf sukzessiven Öffnung des 
deutschen Arbeitsmarktes für die Ange-
hörigen der EU-Osterweiterungsstaaten 
zurückzuführen. Erst nach Auslaufen einer 
siebenjährigen Übergangsfrist haben als 
erste Gruppe der EU-Osterweiterung die 
Staatsangehörigen von Polen, Ungarn, der 
Tschechischen Republik, der Slowakei, 
Sloweniens, Estlands, Lettlands und Litau-
ens die uneingeschränkte Arbeitnehmer-
freizügigkeit ab dem 1. Mai 2011 erhalten 
und die zweite Gruppe mit Bulgarien und 
Rumänien ab dem 1. Januar 2014 (vgl. 
Bundesagentur für Arbeit 2017b). Kro-
atiens Staatsbürger genießen die volle 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zum deutschen 
Arbeitsmarkt seit dem 1. Juli 2015 (EU-
Beitritt: 1. Juli 2013). 

gleich zu den GIPS-Bürgern mit 
knapp 24 Prozentpunkten dop-
pelt so stark zugenommen. Auch 
die Ausländer vom Balkan konn-
ten nach ihrem starken Zuzug im 
Jahr 2015 ihre Beschäftigungs-
quote über das Niveau von 2010 
steigern. Die über den betrachte-
ten Zeitraum niedrigste Beteili-
gung bei der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung weisen 
Staatsangehörige der nichteuro-
päischen Asylherkunftsländer auf, 
deren starker Zuzug in den Jahren 
2015 und 2016 die Quote noch wei-
ter nach unten gedrückt hat (vgl. 
Bundesagentur für Arbeit 2017b).

Die Arbeitslosenquoten ha- 
ben sich ziemlich spiegelbildlich zu den Beschäftigungs-
quoten entwickelt (vgl. Abb. 7 mit 6). Sie haben infolge 
der guten Konjunkturlage – mit Ausnahme der nicht-
europäischen Asylherkunftsländer – für alle anderen 
Ausländergruppen abgenommen, liegen aber nach wie 
vor über der Erwerbslosenquote der Deutschen. Den 
geringsten Abstand zur amtlichen Arbeitslosenquote 
deutscher Staatsbürger (5,4%) hatten im Juni 2017 die 
Unionsbürger (EU-Osterweiterung: 8%, GIPS: 9,3%), 
gefolgt von sonstigen Ausländern (13,2%), jenen vom 
Balkan (13,5%) und aus osteuropäischen Drittstaaten 
(14,7%). Die weit überdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote der Staatsbürger aus nichteuropäischen Asyl-
herkunftsländern hat sich mit ihrem starken Zuzug in 
den letzten Jahren deutlich weiter erhöht.

Ein weiteres wichtiges Merkmal neben den 
Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten ist die Qua-
lität der Beschäftigung, also das Anforderungsniveau, 
die Lohnhöhe, in zeitlicher Dimension die Befristung 
und in quantitativer Hinsicht das geleistete Arbeits-
volumen. Die Bundesagentur für Arbeit gliedert das 
Anforderungsniveau der Beschäftigten in aufsteigen-
der Reihenfolge in Helfer, Fachkraft, Spezialist und 
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Experte. Demnach unterscheidet sich das Anforde-
rungsniveau aller Ausländergruppen mehr oder weni-
ger deutlich von den deutschen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten (vgl. Abb. 8). Das im Durch-
schnitt höchste Anforderungsniveau unter allen 
Ausländergruppen wiesen Ende 2016 Staatsangehö-
rige der osteuropäischen Drittstaaten auf. Sie hatten 
die niedrigste Helferquote (26,8%) sowie die höchste 
Spezialisten- (9,9%) und Expertenquote (18%) unter 
allen Ausländergruppen, dicht gefolgt von einem 
leicht niedrigeren aber im Wesentlichen vergleichba-
ren Anforderungsniveau der Tätigkeiten bei den sons-
tigen Ausländern. Im Vergleich zu deutschen sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitnehmern war unter 
den osteuropäischen Drittstaatsangehörigen aber ein  
annähernd doppelt so hoher Beschäftigtenanteil mit 
Anforderung eines Helfers (Deutsche: 12,7%) und dem 
entgegengesetzt ein wesentlich höherer mit der An- 
forderung eines Experten (Deutsche: 13,2%). Das im 
Mittel niedrigste Anforderungsniveau bei der bei
tragspflichtigen Beschäftigung war bei Staatsange-

hörigen nichteuropäischer Asyl-
herkunftsländer und den zuletzt 
beigetretenen Unionsbürgern mit 
Helferquoten von über 43% bzw. 
45% gemessen über alle Anfor- 
derungsniveaus.

Die Unterschiede in den An
forderungsniveaus nach Auslän-
dergruppen sind hauptsächlich 
an die mit dem Aufenthaltsstatus 
verbundenen Anforderungen an 
die Qualifikation, Entgelt bei der 
Beschäftigung und, ob der Beruf 
als Mangelberuf eingestuft ist, 
sowie Vorrangregelungen zurück-
zuführen. Denn während an Dritt-
staatsangehörige solche Anforde-
rungen für die Bewilligung eines 

Aufenthalts und einer Beschäftigung geknüpft wer-
den (vgl. Abb. 3) und seit 2016 in abgeschwächter Form 
auch für Angehörige der Balkanstaaten, gelten für Uni-
onsbürger und die über den Asylstatus Zugewanderten 
diesbezüglich überhaupt keine Einschränkungen. Inso-
weit wird der Großteil der Unterschiede in den Anfor-
derungsniveaus zwischen den Migrantengruppen über 
die rechtlichen Zugangsregeln zum deutschen Arbeits-
markt determiniert. 

Die Auswertung der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung nach Anforderungsniveau lässt 
auf eine niedrigere Qualifikation und damit auf gerin-
gere Erwerbseinkommensmöglichkeiten der Arbeits-
migranten schließen. Somit dürfte das durchschnitt-
liche Steuer- und Beitragsaufkommen der ausländi-
schen Arbeitnehmer unter dem Durchschnitt deutscher 
Arbeitnehmer liegen. Diese Vermutung stützt auch eine 
weitere Auswertung der Bundesagentur für Arbeit, die 
Tabelle 3 wiedergibt. 

Demnach liegt nicht nur der Anteil der als Helfer 
Beschäftigten bei allen Migrantengruppen mindes-

tens doppelt so hoch wie bei den 
deutschen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, auch der 
Anteil der Beschäftigten in Arbeit-
nehmerüberlassung, im unteren 
Entgeltbereich und mit Bezug 
von Arbeitslosengeld II ist sehr 
viel höher. Hinzukommt, dass das 
Arbeitslosigkeits-Zugangsrisiko, 
die Arbeitslosenquote wie auch 
die SGB-II-Quote jene der einhei-
mischen Beschäftigten deutlich 
übersteigt. Arbeitslose mit dem 
Zielberuf Helfer stellen bei allen 
Gruppen das Gros der Arbeitslo-
sen, selbst bei den Deutschen ist 
dieser Anteil mit 41,7% sehr hoch. 

Ausländische Staatsangehö
rige erzielen somit gemessen an 
der Arbeitslosenquote und SGB-
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II-Quote durchweg schlechtere Werte als Deutsche. 
Diese sind aber primär auf die niedrigere Qualifikation 
und die ungünstigere Beschäftigungsstruktur zurück-
zuführen. Weil Migranten merklich häufiger als Helfer 
und in Arbeitnehmerüberlassung, also in Beschäfti-
gungen mit hohem Arbeitslosigkeitsrisiko (vgl. Anteile 
mit Zielberuf Helfer an allen Arbeitslosen), arbeiten, 
werden sie auch häufiger arbeitslos als Deutsche und 
beziehen daher auch häufiger die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende (vgl. Tab. 3). Beachtenswert ist, 
dass die Arbeitsmigranten aus Osteuropa zwar eine 
ungünstigere Beschäftigungsstruktur als der Durch-
schnitt der Ausländer haben und dennoch bessere 
SV-Beschäftigungs-, Arbeitslosen- und SGB-II-Anteile 
erzielen. Zudem beenden sie gegenüber Deutschen 
und den anderen Migrantengruppen ihre Arbeitslo-
sigkeit (vgl. Anteil Langzeitarbeitsloser) und ihren 
Grundsicherungsleistungsbezug (vgl. Abgangschan-
cen) schneller. Bemerkenswert ist auch der hohe 
Anteil von erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-Be-
ziehern unter den Staatsangehörigen aus den ost-
europäischen EU-Staaten, die es offenbar in größe-
rem Umfang schaffen, ihre Hilfebedürftigkeit durch 
Erwerbseinkommen zu reduzieren (vgl. auch Bundes-
agentur für Arbeit 2017).

Nachdem die Beschäftigungsquoten der Bürger 
aus nichteuropäischen Asylherkunftsländern ausge-
sprochen niedrig und die Arbeitslosenquoten sehr 
hoch sind, ihre Beschäftigungsstruktur ungünstig 
hohe Anteile von Helfertätigkeiten, bei der Beschäf-
tigung in Arbeitnehmerüberlassung, im unteren Ent-

geltbereich und mit ergänzendem Bezug von Grund
sicherungsleistungen aufweist, stellt sich verstärkt 
die Frage nach ihrer Integration in den deutschen 
Arbeitsmarkt. Aufgrund mangelnder Sprachkennt-
nisse bei gleichzeitig geringen formalen, berufsspe-
zifischen Qualifikationen und arbeitsmarktrelevan-
ten Erfahrungen sowie der Schwierigkeit, vorhandene 
Qualifikationen nachzuweisen (vgl. Degler und Liebig 
2017; Neske 2017; Heß und Wälde 2016), wird sich die 
Integration der aus Asylgründen zuwandernden Per-
sonen in den Arbeitsmarkt über einen sehr langen 
Zeitraum verzögern. Da der überwiegende Teil dieser 
Migrantengruppe sehr jung ist, würde eine verstärkte 
Investition in ihre sprachliche und schulische Bildung 
mit anschließender Eingliederung in das duale Ausbil-
dungssystem und die weiterführenden Schulen mit-
telfristig für deutlich bessere Chancen auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt sorgen.5

Zusammengenommen kann konstatiert wer-
den, dass mit Ausnahme der nichteuropäischen Asyl-
herkunftsländer alle anderen Ausländergruppen an 
der erfreulichen Entwicklung der deutschen Konjunk-
tur und damit des Arbeitsmarktes partizipiert haben. 
Demnach hat die deutsche Wirtschaft besonders von 
der Freizügigkeit innerhalb der EU, insbesondere von 
der EU-Osterweiterung, aber auch von den in den 
letzten Jahren erleichterten Regelungen zur Beschäf-
tigung von Drittstaatsangehörigen zur Deckung des 
Arbeitskräftebedarfs profitiert. Die Auswertungen zei-
5	 Zu den zielgruppenspezifischen Bildungs- und Integrationspro-
grammen für Geflüchtete vgl. Degler und Liebig (2017).

Tab. 3 
 
 
Integration im deutschen Arbeitsmarkt nach Staatsangehörigkeit, 2016 

Indikator in % Zeit Deutsche GIPS-
Staaten 

EU-
Osterwei-

terung 
Balkan Osteurop. 

Drittstaaten 

Nichteurop. 
Asylher-

kunfts-länder 
Sozialversicherungspflichtige (SV) Beschäftigung 
SV-Beschäftigungsquote Jun 59,4 50,0 49,9 38,9 36,6 10,6 
Anteile an SV-Beschäftigten 
  Helfer Jun 13,3 30,9 47,3 39,3 28,4 44,7 
  Arbeitnehmer-Überlassung Jun 2,2 5,1 11,8 5,2 5,6 8,0 
  im unteren Entgeltbereich* Dez 19,0 27,1 53,5 30,5 31,9 54,3 
  mit Alg II Jun 1,5 4,4 4,3 6,3 7,0 15,8 
  Arbeitslosigkeits-
Zugangsrisiko1* JD** 0,6 1,5 1,3 1,7 1,3 2,8 

Arbeitslosigkeit 
Arbeitslosenquote Jun 6,0 10,1 8,6 15,4 16,3 52,2 
Anteile an Arbeitslosen 
  mit Zielberuf Helfer Jun 41,7 54,1 63,7 63,6 53,6 61,2 
  Langzeitarbeitslose Jun 39,9 33,1 24,9 41,0 44,1 15,9 
Abgangschance in Arbeit2 JD** 7,7 8,2 8,7 6,0 4,7 2,3 
Grundsicherung für Arbeitsuchende 
SGB II-Quote Jun 7,6 13,5 13,2 18,0 18,7 38,4 
Abgangschance aus 
Leistungsbezug JD** 2,8 3,2 3,4 2,4 2,1 1,1 

Anteil erwerbstätiger ELB3 Jun 27,6 38,3 39,1 27,6 35,0 11,9 
* Vorläufige Werte. ** JD = Jahresdurchschnitt. a Arbeitslosigkeits-Zugangsrisiko = Monatsdurchschnittliche Zugang in Arbeitslosigkeit aus dem 1. Arbeitsmarkt (inkl. 
Ausbildung) bezogen auf den monatsdurchschnittlichen Vormonatsbestand der SV-Beschäftigten; Jahresdurschnitt. b Abgangschance in Arbeit = Monatsdurchschnitt-
licher Abgang in Beschäftigung am 1. Arbeitsmarkt (inkl. Ausbildung und Selbständigkeit) bezogen auf den monatsdurchschnittlichen Vormonatsbestand der SV-
Beschäftigten; Jahresdurschnitt. c Anteil erwerbstätiger ELB = Anteil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit beziehen, an allen ELB. 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2017c). 
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gen aber auch, dass Migranten aufgrund ihrer Qualifi-
kations-, Berufs- und Beschäftigtenstruktur quantita-
tiv und qualitativ in geringerem Umfang am deutschen 
Arbeitsmarkt Teil haben als der Durchschnitt der deut-
schen Erwerbsbevölkerung. Ein adäquater Vergleich im 
Hinblick auf die erwerbs- und einkommensmäßige Par-
tizipation von Migranten(-gruppen) am Arbeitsmarkt 
und ihrer Arbeitslosen- und Transferquoten müsste 
allerdings mit den qualifikations-, berufs-, beschäfti-
gungs-, geschlechts- und altersspezifisch vergleichba-
ren deutschen Arbeitnehmern erfolgen, der hier auf-
grund der unzureichenden Datenlage nicht vorgenom-
men werden konnte..
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